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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT Drucksache 21/206 
Landtag Neufassung der Drs. 21/121 
21. Wahlperiode 11. Dezember 2023 

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE LINKE 

Freiwilligendienstleistende von heute als Fachkräfte für morgen anerkennen und unterstützen 
 
Freiwilligendienste haben für uns eine hohe gesellschaftliche Relevanz. Sie bieten jungen 
Menschen die Möglichkeit eines wichtigen Orientierungs- und Erfahrungsjahrs und können 
den weiteren Lebensweg maßgeblich bestimmen. Durch das pädagogisch begleitete Erleben 
und Ausprobieren von Berufsfeldern in gemeinwohlorientierten Bereichen können sie einen 
wichtigen Beitrag zur Nachwuchsgewinnung insbesondere in sozialen aber auch in ökologi-
schen Berufen leisten, Berufsfelder die maßgeblich an Bedeutung gewinnen aber von Fach-
kräftemangel bedroht sind. Durch den engagierten Einsatz in Kitas, Schulen, 
Senior:inneneinrichtungen, Sportvereinen, Umweltverbänden, Theatern und vielen weiteren 
Einrichtungen stärken junge Menschen im Freiwilligendienst zudem ganz unmittelbar die Zivil-
gesellschaft und den sozialen Zusammenhalt in unseren beiden Städten. 
 
Freiwilligendienste müssen daher gestärkt werden und Freiwilligendienstleistende verdienen 
unsere Anerkennung und Unterstützung. Es ist eine gute und wichtige Nachricht, dass die 
zunächst im Bund vorgesehene Kürzung im Etat für Freiwilligendienste abgewendet werden 
konnte und vorgesehen ist, den Etat für die Jugendfreiwilligendienste sogar leicht anzuheben. 
Klar ist aber auch, allein damit ist es nicht getan. 
 
Um junge Menschen in ihrem Engagement zu bestärken und sie dazu zu befähigen, bedarf es 
im Land Bremen sowohl der schnellen Wiedereinrichtung und Fortführung der psychosozialen 
Beratungsstelle für Freiwilligendienstleistende und Fachkräfte bei Trägern und Einsatzstellen, 
als auch besseren finanziellen Rahmenbedingungen für junge Menschen während ihrer 
Dienstzeit. Mit einer Erhöhung des Taschengelds wollen wir sicherstellen, dass die Teilnahme 
an einem Freiwilligendienst nicht an den finanziellen Unterstützungsmöglichkeiten der Eltern 
scheitert und gleichzeitig dem Engagement von jungen Menschen Wertschätzung entgegen-
bringen. Zudem wollen wir junge Menschen, die von nah oder fern nach Bremen kommen, um 
hier ihren Freiwilligendienst zu machen, zukünftig mit einem Begrüßungsgeld analog zu dem 
für Studierende und Auszubildende willkommen heißen und ihnen den Umzug ein Stück weit 
erleichtern. 
 
Beschlussempfehlung: 

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 
 
Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,  
 

1. die Einführung einer landesfinanzierten Taschengelderhöhung, wie sie in der 
Engagementstrategie des Senats vorgeschlagen wird, zu prüfen; 
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2. junge Menschen, die ihren Erstwohnsitz für das Absolvieren eines Freiwilli-
gendienstes erstmals ins Land Bremen verlegen, einmalig mit 150 Euro Be-
grüßungsgeld willkommen zu heißen, analog zum Begrüßungsgeld für 
Studierende und Auszubildene; 
 

3. zu prüfen, wie die über das Bundesprogramm „Aufholen nach Corona“ finan-
zierte psychosoziale Beratungsstelle für Freiwilligendienstleistende und Fach-
kräfte zeitnah wieder eingerichtet und das wichtige Angebot fortgeführt 
werden kann. 
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